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Durch die Entfristung der digitalen Schulung schafft 
man Alternativen für Lernende, aber auch für Leh-
rende, und das ist gut. Auch die Abschaffung von Be-
richtspflichten, die wahrscheinlich nur pro forma 
durchgeführt werden und nicht zum Lernerfolg beitra-
gen, ist gut. Daher stehen wir als AfD dem Gesetz-
entwurf positiv gegenüber und werden auch für eine 
Überweisung in den Fachausschuss stimmen. 

Leider ist es umgekehrt in diesem Hohen Hause 
noch keine Tradition, dass man vernünftigen Anträ-
gen auch meiner Partei zustimmt. Das ist schade, da 
unser Fraktionsvorsitzender vor einigen Tagen oder 
auch Herr Schalley vor wenigen Minuten nachgewie-
sen haben, dass ein paar Inhalte gut sind und diese 
hier auch Nachahmer gefunden haben. 

Wer Wind sät, wird bekanntlich Sturm ernten. Es ist 
eine Sache, zwölf Menschen per se als Undemokra-
ten und damit als Unmenschen zu verunglimpfen. 
Eine andere Sache ist es, Tausende anderer Men-
schen da draußen, die eine andere Meinung haben, 
zu stigmatisieren und zu kriminalisieren. Ehrbares 
Verhalten hat auch immer etwas mit Mut und Selbst-
aufopferung zu tun. Wer selbst in komfortablen Ver-
hältnissen lebt, soll das beachten, bevor er sich sel-
ber erhöht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herzlichen 
Dank, Herr Abgeordneter Zerbin. – Für die Landes-
regierung spricht Ministerin Brandes. 

Ina Brandes, Ministerin für Kultur und Wissenschaft: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die konsensorientierte Zusam-
menarbeit in Fragen der Weiterbildung hat gute Tra-
dition in diesem Haus. Ich freue mich, dass wir das 
heute fortsetzen, und schließe mich der allgemeinen 
Zustimmung gerne an. 

Die Bedeutung des lebenslangen Lernens – und 
dazu zählt auch das Recht auf Arbeitnehmerweiter-
bildung – wird vor der Kulisse der aktuellen Heraus-
forderungen, die uns täglich beschäftigen, besonders 
deutlich. Deshalb ist es wichtig, auf neue Entwicklun-
gen auch im Bereich der Weiterbildung schnell rea-
gieren zu können, und dazu tragen digitale Bildungs-
angebote natürlich entscheidend bei. Vor diesem 
Hintergrund werden wir die Digitalisierung in der Wei-
terbildung weiter voranbringen. 

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die Entfris-
tung der Regelung in § 9 Abs. 1 Satz 2 des Arbeit-
nehmerweiterbildungsgesetzes, mit der wir digitale 
Bildungsangebote dauerhaft ermöglichen und den 
Einrichtungen und Teilnehmenden der Arbeitneh-
merweiterbildung Planungssicherheit und Flexibilität 
geben. 

Auch die Berichtspflicht – mag sie nun sinnig oder 
unsinnig sein –, die der Überprüfung der letzten Än-
derung des Arbeitnehmerweiterbildungsgesetzes 
diente, sowie die Übergangsbestimmungen werden 
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf gestrichen.  

Dieser Gesetzentwurf gibt dem Recht auf Arbeitneh-
merweiterbildung meiner Ansicht nach ein zukunfts-
festes Fundament. Damit können Einrichtungen und 
Teilnehmende Maßnahmen der beruflichen oder po-
litischen Weiterbildung schon jetzt für das nächste 
Jahr verlässlich planen. Deshalb begrüße ich diesen 
Gesetzentwurf zur Änderung des Arbeitnehmerwei-
terbildungsgesetzes ausdrücklich. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Sehr geehrte 
Frau Ministerin, herzlichen Dank. – Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. 

Somit kommen wir zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/1356 Neudruck an den Wissen-
schaftsausschuss – federführend – sowie an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales. Wer 
stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das sind 
die Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU, FDP und AfD sowie der fraktionslose Abgeord-
nete Blex. Wer enthält sich? – Das ist niemand. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist auch niemand. Somit ist 
die Überweisungsempfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

12 Gesetz zur Umsetzung des Gesetzes über die 
Berufe in der medizinischen Technologie in 
Nordrhein-Westfalen und zur Anpassung wei-
terer landesrechtlicher Regelungen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/63 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 18/1381 

zweite Lesung 

Die Fraktionen haben sich geeinigt, die Reden zu 
diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu gege-
ben (siehe Anlage 1).  

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales empfiehlt in 
Drucksache 18/1381, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 18/63 unverändert anzunehmen. Wir kommen 
somit zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
Drucksache 18/63 selbst und nicht über die Be-
schlussempfehlung. Wer stimmt dem Gesetzentwurf 
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zu? – Das sind die Fraktion der SPD, die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, die Fraktion der CDU, die 
Fraktion der FDP und die Fraktion der AfD sowie der 
fraktionslose Abgeordnete Blex. Wer stimmt dage-
gen? – Wer enthält sich? – Somit ist der Gesetzent-
wurf Drucksache 18/63 mit dem von mir festgestell-
ten Abstimmungsergebnis verabschiedet. 

Wir kommen zu: 

13 Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie weiterer Gesetze 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/1289  

erste Lesung 

Herr Minister Limbach hat seine Einbringungsrede zu 
Protokoll gegeben (siehe Anlage 2). Eine weitere 
Aussprache ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/1289 an den Rechtsausschuss. Wer 
stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das sind 
die Fraktion der SPD, Bündnis 90/Die Grünen, die 
Fraktionen der CDU, der FDP und der AfD sowie der 
fraktionslose Abgeordnete Blex. Wer stimmt dage-
gen? – Wer enthält sich? – Damit ist diese Überwei-
sungsempfehlung mit dem von mir festgestellten 
Ergebnis angenommen. 

Wir kommen zu: 

14 Gesetz zur Änderung des Landesbetreuungs-
gesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/1417  

erste Lesung 

Herr Minister Laumann hat seine Einbringungsrede 
zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 3). Eine weitere 
Aussprache ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/1417 an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – federführend – sowie an 
den Rechtsausschuss. Wer stimmt der Überwei-
sungsempfehlung zu? – Das sind die Fraktion der 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, die Fraktion der CDU, 
die Fraktion der FDP und der AfD sowie der frakti-
onslose Abgeordnete Blex. Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist diese Über-
weisungsempfehlung mit dem von mir festgestell-
ten Ergebnis angenommen. 

Wir kommen zu: 

15 Wahl eines Mitglieds in das Kontrollgremium ge-
mäß § 23 des Gesetzes über den Verfassungs-
schutz in Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/1379 

Gemäß § 24 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen wählt der Land-
tag die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums aus seiner 
Mitte. Gewählt ist, wer die Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen auf sich vereint. 

Eine Aussprache ist zu diesem Tagesordnungspunkt 
nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Wahl-
vorschlag der Fraktion der AfD Drucksache 18/1379. 
Die Fraktion der AfD hat gemäß § 44 unserer Ge-
schäftsordnung eine namentliche Abstimmung zu 
dem Antrag Drucksache 18/1379 beantragt. Nach 
Abs. 2 dieses Paragrafen erfolgt die namentliche Ab-
stimmung durch Aufruf der Namen der Abgeordne-
ten. Die Abstimmenden haben bei Namensaufruf mit 
Ja oder Nein zu antworten oder zu erklären, dass sie 
sich der Stimme enthalten. Ich bitte Frau Abgeord-
nete Stullich, mit dem Namensaufruf zu beginnen. 

(Der Namensaufruf erfolgt.)  

Wir rufen jetzt noch einmal diejenigen auf, die eben 
nicht anwesend waren.  

(Der Namensaufruf wird fortgesetzt.)  

Meine Damen und Herren, haben jetzt alle ihre 
Stimme abgegeben? – Das ist der Fall. Dann 
schließe ich die Abstimmung und bitte die Schriftfüh-
rer, die Auszählung vorzunehmen. Für die Zeit unter-
breche ich kurz die Sitzung. 

(Zuruf: Nein!) 

zur Auszählung der abgegebenen Stimmen. 

(Die Auszählung erfolgt.)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die Sit-
zung wieder und gebe Ihnen das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung bekannt. 

Ihre Stimme abgegeben haben 171 Abgeordnete. 
Mit Ja stimmten 12 Abgeordnete. Mit Nein stimmten 
159 Abgeordnete. Der Stimme enthalten hat sich nie-
mand (siehe Anlage 4). Damit ist der Wahlvorschlag 
Drucksache 18/1379 abgelehnt. 

Ich stelle ausdrücklich fest, dass die nach § 24 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über den Verfassungsschutz in 
Nordrhein-Westfalen erforderliche Mehrheit von zwei 
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Anlage 1 

Zu TOP 12 – „Gesetzes zur Änderung des Lan-
desbetreuungsgesetzes“ – zu Protokoll gege-
bene Reden 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Die Berufe in der Medizinischen Technologie sind 
wichtig. Sie leisten einen wesentlichen und unver-
zichtbaren Beitrag zur Gewährleistung und Sicher-
stellung einer qualitativ hochwertigen Gesundheits-
versorgung von Patientinnen und Patienten. Insbe-
sondere die Coronapandemie hat verdeutlicht, wie 
bedeutend die Berufe der Medizinischen Technolo-
gie für die Gesundheitsversorgung sind. Der uner-
müdliche Einsatz der Laboratoriumsanalytikerinnen 
und -analytiker sicherten die Auswertung der PCR-
Tests. Und ohne Radiologiediagnostikerinnen und -
diagonstiker hätten wir keinen Lungenultraschall 
durchführen können.  

Am 1. Januar 2023 tritt das bundeseinheitliche Ge-
setz über die vier Berufe in der medizinischen Tech-
nologie in Kraft. Die vier Berufe in der medizinischen 
Technologie mit den Schwerpunkten für Laboratori-
umsanalytik, Radiologie, Funktionsdiagnostik und 
Veterinärmedizin werden durch das Medizinische 
Technologie-Berufe-Gesetz sowie durch die Medi-
zinische Technologie-Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung des Bundes reformiert, modernisiert und 
gestärkt. 

Teil der Neuerungen des MT-Berufe-Gesetzes ist 
unter anderem die neue Berufsbezeichnung: Statt 
Medizinische Assistentinnen und Medizinische As-
sistentinnen heißen die Berufsangehörigen künftig 
Medizinische Technologinnen und Medizinische 
Technologen. Durch die neue Berufsbezeichnung 
wird die fachliche Kompetenz klar fokussiert und die 
eigenständige Bedeutung der Berufsgruppe zukünf-
tig klargestellt. 

Zudem wird das bislang oftmals zu zahlende Schul-
geld abgeschafft und die verbindliche Zahlung einer 
angemessenen Ausbildungsvergütung normiert. 
Beide Neuerungen steigern die Attraktivität der Aus-
bildungen erheblich und leisten einen wesentlichen 
Beitrag zur Fachkräftegewinnung und Fachkräftesi-
cherung. 

Mit dem nun zum Beschluss vorliegenden Entwurf 
des Gesetzes zur Umsetzung des Medizinische 
Technologie-Berufe-Gesetzes in Nordrhein-Westfa-
len und zur Anpassung weiterer landesrechtlicher 
Regelungen schafft die Landesregierung eine wei-
tere Grundlage für die zukunftsfähige Entwicklung 
einer bedarfsgerechten und flächendeckenden Ge-
sundheitsversorgung in Nordrhein-Westfalen. Vor 
diesem Hintergrund sollen mit dem vorliegenden 

Gesetzentwurf die bundesrechtlich eingeräumten 
Gestaltungsspielräume möglichst effektiv genutzt 
und auf die Situation in Nordrhein-Westfalen ange-
passt werden.  

Das betrifft unter anderem die Praxisanleitung sowie 
die Festlegung von Mindestanforderungen an einen 
landesweiten Rahmenlehrplan. Zudem wird zukünf-
tig das angemessene Verhältnis von Auszubilden-
den zu Vollzeitkräften geregelt. Durch die klare An-
forderung an die ausbildenden Betriebe wird die 
Ausbildungsqualität und die Fachkräftesicherung 
langfristig gewährleistet werden. 

Um die Einrichtungen der praktischen Ausbildung in 
der Übergangsphase zu entlasten, wurden großzü-
gige Überleitungsfristen eingeführt. So soll die jähr-
liche Fortbildungspflicht für Praxisanleiterinnen und 
Praxisanleiter auf bis zu drei Jahre verlängert wer-
den. 

Ziel des Gesetzes ist es, eine bestmögliche Umset-
zung der Ausbildungsreform in Nordrhein-Westfa-
len zu gewährleisten. Dadurch kann die Ausbil-
dungsqualität landeseinheitlich auch zukünftig auf 
gleichbleibend hohem Niveau sichergestellt wer-
den. Auch dadurch leisten wir einen wichtigen Bei-
trag zur Fachkräftesicherung in der gesundheitli-
chen Versorgung. 

Marco Schmitz (CDU):  

Die Ausgangslage ist das Gesetz über die Berufe in 
der medizinischen Technologie (Medizinische Tech-
nologie-Berufe-Gesetz-MTBG) vom 24.02.2021 und 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Medi-
zinische Technologin und Medizinische Technologen 
(Medizinische Technologie-Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung-MTAPrV) vom 24.09.2021. Die 
Ausbildung wurde damit bundeseinheitlich reformiert. 
Diese Reform war dringend nötig und räumt nun den 
Ländern auf Landesebene Gestaltungsmöglichkei-
ten ein. Die Umsetzung dieser erfolgt mit dem hier 
vorliegenden Gesetzentwurf, dessen Annahme ich 
unverändert empfehle und befürworte. 

Serdar Yüksel (SPD):  

Der aktuelle Tagesordnungspunkt beschäftigt sich 
mit dem Gesetz zur Umsetzung des Gesetzes 
über die Berufe in der medizinischen Technologie 
und der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Medizinische Technologinnen und Medizinische 
Technologen in Nordrhein-Westfalen (Drucksa-
che 18/63). Dieses Gesetz wurde 2021 bundes-
einheitlich reformiert und betrifft insbesondere die 
(Ausbildungs-)Bereiche „Laboratoriumsanalytik“, 
„Radiologie“, „Funktionsdiagnostik“ und „Vete-
rinärmedizin“. 
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Mit gesetzlichen Grundlagen aus den Jahren 1993 
und 1994 war eine Reformation der Rahmenbe-
dingungen von Arbeit sowie Ausbildung der medi-
zinischen Technologinnen und Technologen in 
Deutschland und in NRW dringend notwendig – 
gerade vor dem Hintergrund der in den letzten 
knapp 30 Jahren gestiegenen Relevanz des tech-
nologischen Fortschritts im Gesundheitswesen.  

Die andauernden Herausforderungen in unserem 
Gesundheitssystem haben in den letzten Jahren 
bereits viele Versäumnisse und Nachbesserungs-
notwendigkeiten offengelegt. Der Wert eines Ge-
sundheitswesens ist maßgeblich von der Qualität 
seiner Schlüsselfunktionen abhängig. 

Die nunmehr zwei Jahre anhaltende Corona-Pan-
demie hat uns nachhaltig vor Augen geführt, wie 
Relevant eine tragfähige Laboratoriumsanalytik 
auf dem aktuellsten technischen Stand ist und mit 
Blick auf zukünftige Herausforderungen bleibt. 
Dazu gehört auch, die entsprechenden Ausbil-
dungsberufe richtig zu klassifizieren, sie inhaltlich 
an die technischen Möglichkeiten anzupassen 
und auch angemessen zu entlohnen. 

Das Gesetz über die Berufe in der medizinischen 
Technologie in Nordrhein-Westfalen und zur An-
passung weiterer landesrechtlicher Regelungen 
bildet die Rahmenbedingungen eines Ausbil-
dungsangebots auf dem derzeit aktuellen techni-
schen Stand ab und lässt in dieser Hinsicht eine 
begrüßenswerte Zunkunftsoffenheit erkennen. 

In alleiniger Beratung hat der Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales den Gesetzesent-
wurf bereits in seiner Sitzung am 26. Oktober 2022 
mit den Stimmen aller Fraktionen und ohne De-
batte das Gesetz angenommen. 

Die landesrechtliche Umsetzung entspricht den 
Vorgaben der Bundesebene. Die SPD-Landtags-
fraktion stimmt dem Gesetzentwurf zu. 

Meral Thoms (GRÜNE):  

Auf Bundesebene wurden die Berufe in der medi-
zinischen Technologie mit dem Medizinische-
Technologie-Berufe-Gesetz und der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für Medizinische Tech-
nologin und Medizinische Technologen im ver-
gangenen Jahr reformiert. Das war notwendig, um 
die Berufe an die fortschreitende technische Ent-
wicklung anzupassen.  

Dass die jährlichen Untersuchungsfälle in den Berei-
chen der medizinisch-technischen Laboratoriumsana-
lytik, Radiologie und Funktionsdiagnostik zuneh-
men, zeigt, dass wir gut ausgebildete Fachkräfte 
brauchen, die sich mit modernen medizinischen 
Verfahren auskennen. 

An einigen Stellen hat der Bund den Ländern Ge-
staltungsspielräume bei der Umsetzung einge-
räumt. Mit dem vorliegenden Gesetz werden ei-
nige Anpassungen und Konkretisierungen vorge-
nommen. Durch die Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen kann die jeweilige Landes-
regierung künftig flexibel auf Regelungsnotwen-
digkeiten reagieren.  

Die Grünenfraktion stimmt dem Gesetzentwurf zu. 

Yvonne Gebauer (FDP): 

Der Bund hat die veralteten gesetzlichen Grund-
lagen für die Ausbildungen in der technischen As-
sistenz in der Medizin richtigerweise durch das 
Gesetz über die Berufe in der medizinischen 
Technologie vom 24. Februar 2021 und der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung von 24. Sep-
tember 2021 ersetzt. 

Der Bundesgesetzgeber hat durch diese Gesetze 
die Ausbildung bundeseinheitlich reformiert. Der 
Gesetzesentwurf der Landesregierung sieht nun 
die Umsetzung der Bundesregelung vor, die auf-
grund der eingeräumten Gestaltungsspielräume 
für die Länder erforderlich ist.  

In Zeiten, in denen das Gesundheitswesen vor 
komplexen Aufgaben steht, ist es angezeigt, dass 
die Ausbildung der medizinischen Technologin-
nen und Technologen auf den neuesten Stand ge-
bracht wird.  

Das sorgt dafür, dass der Einstieg in Berufe des 
Gesundheitswesens für junge Menschen attrakti-
ver gemacht wird, was wiederum dem Gesund-
heitswesen im Ganzen nützt. 

Dr. Martin Vincentz (AfD):  

Basierend auf technologischen Neuheuten und 
medizinische Fortschritten haben sich Möglichkei-
ten der allgemeine Gesundheitsvorsorge in den 
vergangenen Jahren nicht nur verbessert, sie ha-
ben sich vor allem in vielen technischen und ana-
lytischen Punkten geändert und weiterentwickelt. 
Wir verfügen im Jahr 2022 über sehr komplexe 
Verfahren in der medizinischen Technologie.  

Alleine vor diesem Hintergrund war es schlicht 
nicht mehr angemessen die Ausbildungen in der 
technischen Assistenz in der Medizin auf Grund-
lage eines Berufsgesetztes aus dem Jahr 1993, 
respektive der der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung aus dem Jahr 1994 vorzunehmen und 
mit Einführung des reformierten Bundesgesetzes 
über die Berufe in der medizinischen Technologie 
vom 24. Februar 2021 wird die Ausbildung bun-
deseinheitlich bis zum 01.01.2023 neu geregelt. 
Durch die Reform werden die sich stetig 
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weiterentwickelnden technischen, medizinischen 
und wissenschaftlichen Erkenntnisse in die Aus-
bildungen implementier und die Ausbildungen am 
Stand der Technik orientiert. 

Es ist zu begrüßen, dass die neue Landesregie-
rung sich die landesrechtlichen Umsetzungspro-
zessen unmittelbar zum Amtsantritt vornimmt, hier 
hat die Pandemie zumindest den öffentlichen Fo-
kus auf die Beschäftigten im Gesundheitsbereich 
geschärft und hinsichtlich ihrer Systemrelevanz 
den essentiellen Wert dieser Berufsgruppe offen-
bart. Erklärtes Ziel sollte es sein, die Gesundheits-
berufe wieder attraktiver zu gestalten. Die Weiter-
entwicklung des Berufsbildes des Medizinischen 
Technologen und die Qualität der Ausbildung sind 
hierbei elementar. 

Weiterhin hat uns nicht erst die Coronapolitik der 
ehemaligen Landesregierung vor Augen geführt, 
dass die personellen und digitalen Strukturen un-
serer Gesundheitsämter nicht den Anforderungen 
ausbaufähig sind, somit ist eine Entlastung an die-
ser Stelle, indem die Aufsicht der Berufsangehöri-
gen der Medizinischen Assistenz auf die Bezirks-
regierungen übergeht, sicherlich sinnvoll. Dies 
sollte jedoch nur ein erster Schritt in Richtung ei-
ner Reform des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
sein. 
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